
 

Feedback gerne an ak-politik-koeln@online.de 

Köln: Entwurf Haushalt 2025/2026 
Bei der 36. Sitzung des Stadtrats am 14.11.2024 wurde der Entwurf für den Doppelhaushalt 2025/2026 als 

Vorlage 3132/2024 mit Livestream veröffentlicht (-> Aufzeichnung in der Mediathek).  

Am 13.2.2025 soll Verabschiedung der Haushaltssatzung 2025/2026 erfolgen (s. Beschlussvorlage Rat).  

Der HPL enthält 6 Anlagen mit jeweils mehreren hundert Seiten, allein Anlage 1 Hpl 2025 2026 Band 1 Ent-

wurf Teil 1 hat 666 Seiten. Im Folgenden der Versuch, den Aufbau von Band 1 zu verstehen und Relevantes 

für die Geflüchtetenarbeit zu recherchieren. Dabei enthalten v.a. die „Anmerkungen“ und „Teilergebnis-

pläne“ Stichworte zu bekannten Projekten. [Z = Zuschuss] Gerne ergänzen!  
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Wichtig für die ehrenamtliche Geflüchtetenarbeit („Mindeststandards“) 

Auf S. 489 (Produktgruppe 0504) gibt es 3 Posten für das Ehrenamt:  

 

D.h. Admin-U und Wiku bleiben mit leichter Erhöhung durch Tarifanpassung, 
jedoch die Ehrenamtskoordinator:innen mit jeweils halben Stellen bei den freien Trägern in den 9 Bezirken 
sind ganz gestrichen! Der Appell „Finger weg von den Mindeststandards“ (PM) hat leider nichts genutzt…  

Aufbau des Haushaltsplan-Entwurfs in Band 1, Teil 1 und Teil 2 

➢ Inhaltsverzeichnis mit Seitenzahlen und direktem Springen in den Produktbereich  S. 3 
➢ Haushaltsplangliederung  S. 133-140 

in Produktbereich (01 bis 17), Produktgruppe (0101, 0102, etc.), Produkt und Amt/Dienststelle1  
➢ Produktbereiche 01 bis 17 (Übersicht: S. 134-140) S. 141 ff. 

 
1 Amt/Dienststelle laut Geschäfts- und Dezernatsverteilungsplan  
16 = Amt für Integration und Vielfalt (Leitung: Frau Baum) / 33 = Ausländeramt (Leitung: Frau Boeck)   
50 = Amt für Soziales, Arbeit und Senioren / 56 = Wohnungsamt (Leitung: Frau Kerscher)  

S. 489 

mailto:ak-politik-koeln@online.de
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/si0057.asp?__ksinr=29384
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/vo0050.asp?__kvonr=123788
https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/stadtrat/ratssitzung-online
https://www.stadt-koeln.de/politik-und-verwaltung/stadtrat/ratssitzung-online
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1011362&type=do
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1017045&type=do
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1017045&type=do
https://www.koeln-freiwillig.de/finger-weg-von-den-mindeststandards/
https://www.koeln-freiwillig.de/wp-content/uploads/2023/09/PM_Finger-weg-von-den-Mindeststandards.pdf
https://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/verwaltung/gesch%C3%A4fts-_und_dezernatsverteilungsplan.pdf
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Ergebnisplan: Wesentliche Haushaltspositionen S. 62-69 

f) Soziales (inkl. Geflüchtete)  S. 67-68 
Im Haushaltsplan für die Jahre 2023 und 2024 wurde ein stark erhöhter Aufwand für Heiz- und Warmwasserkosten 
aufgrund der Energiekrise im Zuge des Ukraine Krieges berücksichtigt. Außerdem wurden Aufwandssteigerungen auf-
grund des Rechtskreiswechsels von Schutzsuchenden aus der Ukraine in das SGB II eingeplant. Die Energiekosten sind 
tatsächlich nicht so angestiegen wie zunächst angenommen. Zudem ist die um die Zugänge im Kontext von Fluchtmig-
ration bereinigte Fallzahl der Langzeitarbeitslosen seit Jahren rückläufig. Die Haushaltsplanung für 2025 ff. schreibt 
diesen Trend fort. Die Leistungsbeteiligung des Bundes an den Kosten der Unterkunft wurde mit dem derzeit aktuellen 
Anteil von 61,6 % (ohne pauschale Erstattung von Verwaltungskosten) berechnet. Mit der Vorlage 0391/2024 wurde 
der Bedarf festgelegt. 
Die Aufwendungen für Leistungen nach dem 7. Kapitel des SGB XII (Hilfe zur Pflege) sind in den Jahren 2023 und 2024 
jeweils stark gestiegen. Grund sind insbesondere die infolge der hohen Inflation massiv gestiegenen Personalkosten 
der ambulanten und stationären Leistungsanbieter. Für die Jahre 2025 bis 2029 wird aufgrund der aktuellen Kosten-
entwicklung von lediglich moderaten jährlichen Steigerungen ausgegangen. 
Die Höhe der Leistungen nach §§ 2 und 3 Asylbewerberleistungsgesetz wurde in den Jahren 2022 und 2023 maßgeb-
lich durch eine sehr hohe Zahl unerlaubt Eingereister aus Südost-Europa geprägt, die keinen Antrag auf Asyl stellten. 
Seit Jahresbeginn 2024 ist die Fallzahl bei dieser Personengruppe wieder massiv gesunken. Außerdem konnten zahlrei-
che Leistungsempfänger*innen mit Duldungsstatus aufgrund des ChancenAufenthaltsgesetzes zumindest vorüberge-
hend in den Rechtskreis des SGB II überführt werden. Für die Jahre 2025 und 2026 wird eine Stabilisierung der Fallzah-
len auf niedrigerem Niveau als bislang geplant erwartet. In den Folgejahren ist angesichts der weltweiten Entwicklun-
gen wieder mit einem Anstieg der Leistungsberechtigten zu rechnen. 
Die Erträge der Jahre 2023 und 2024 erreichten bei Weitem nicht die Planwerte, weshalb die Ansätze der Jahre 2025 
ff. nach unten korrigiert werden mussten. Hintergrund ist, dass das Land im Wesentlichen lediglich für Personen, die 
sich in einem laufenden Asylverfahren befinden, eine Kostenpauschale gewährt. Die dominierenden Fallgruppen in 
Köln sind aber Geduldete sowie unerlaubt Eingereiste, für die seitens des Landes lediglich eine Einmalzahlung und da-
mit keine laufende Kostenerstattung erfolgt. Die Ansätze der Jahre 2025 und 2026 wurden daher entsprechend nach 
unten korrigiert. Ab 2027 wird eine stetige Zunahme der Erträge analog zu den erwarteten höheren Fallzahlen ange-
nommen. 

0209 Ausländerangelegenheiten S. 271-276 

 

05 – Soziale Hilfen S. 465-508 

 

  

S. 136-137 

S. 276 
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0502 Kommunale Leistungen nach dem SGB II S. 474 
Zeile 1 (Steuern und ähnliche Abgaben) S. 474 
Bei den hier ausgewiesenen Beträgen handelt es sich um eine jährliche Zuweisung, die die Stadt Köln als kreisfreie Stadt aus der 
Aufteilung der Landesersparnisse bei den Wohngeldausgaben gem. § 7 des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Sozialgesetzbuch 
für das Land Nordrhein-Westfalen erhält. Da der Anteil der Kosten der Unterkunft (KdU) in Köln an den KdU aller Kommunen in 
NRW seit 2022 rückläufig ist, fällt die Zuweisung des Landes geringer aus als in vorherigen Planungen erwartet. 

Zeile 3 (sonstige Transfererträge) 
Die hier veranschlagten Erträge stellen Kostenbeiträge bzw. Aufwendungsersatz für erbrachte SGB II-Leistungen dar. Im Rahmen 
der Jahresabschlussarbeiten 2023 wurden Forderungen des Jobcenters in Zusammenhang mit kommunalen Leistungen gebucht, 
die bei Realisierung dem kommunalen Träger zustehen. Hierbei handelt es sich zum Beispiel um zu viel gewährte Kosten der Unter-
kunft, die durch das Jobcenter vom Hilfeempfänger zurückgefordert werden. 

Zeile 6 (Kostenerstattungen und Kostenumlagen) 
Die hier ausgewiesenen Beträge beinhalten die Bundeserstattung an den Kosten der Unterkunft und Warmwasserkosten sowie die 
erwarteten Personalkostenerstattungen der Agentur für Arbeit für städtisches Jobcenter-Personal. Der Rückgang der Erträge für 
2025-2029 steht in Zusammenhang mit gleichfalls sinkenden Aufwendungen für die Kosten der Unterkunft (vgl. Zeile 16 - sonstige 
ordentliche Aufwendungen). 

Zeile 13 (Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen) 
Der Ansatz stellt den kommunalen Finanzierungsanteil am Verwaltungskostenbudget des Jobcenters Köln unter Berücksichtigung 
der zu erwartenden, allgemeinen Kostensteigerungen in Folgejahren dar. 

 

0503 Weitere soziale Pflichtleistungen -  S. 477-480 
Zeile 2 (Zuwendungen und allg. Umlagen) S. 480 
Hier werden die Zuweisungen des Landes aus der pauschalen Kostenerstattung nach dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz abgebildet. Die Anzahl der Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, für die eine pauschale 
Erstattung nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz abgerechnet werden kann, ist seit Jahren rückläufig. Dem-
entsprechend wurden die Erträge der Jahre 2025-2029 angepasst 

 

  

S. 480 

S. 475 
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0504 Freiwillige Sozialleistungen und Diversity S. 483-490 

 

 

S. 486 

S. 487 
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050403 Integration und Vielfalt S. 488-490 

 

 

 

S. 488 

S. 489 

S. 490 

??? 
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0507 Bürgerhäuser und Bürgerzentren  S. 495-502 
Allgemeiner Hinweis S. 500 
Die Bürgerhäuser Stollwerck und Kalk sowie die Bürgerzentren Deutz und Chorweiler befinden sich in städ-
tischer Trägerschaft. Aus den allgemeinen Positionen für z.B. Bauunterhaltung, Steuern und Versicherungen 
(Zeile 13) werden sowohl Aufwendungen für die städtischen Häuser als auch die in freier Trägerschaft be-
findlichen Häuser finanziert. 

 

0508 Bildung und Teilhabe  S. 503-507 

 

S. 501 

S. 507 
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06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe S. 509-554 

0606 Hilfe für junge Menschen und ihre Familien  S. 547-554 
Zeile 2 (Zuwendungen und allg. Umlagen) S. 551 
[…] Die höheren Erträge im Haushaltsjahr 2023 gegenüber dem Plan des Haushaltsjahres 2025 sind zum ei-
nen auf die enthaltenen Fördermittel für die Maßnahme „Kinderstark“ in Höhe von rund 1 Mio € zurückzu-
führen. 
Zum anderen sind bedingt durch die Flüchtlingswelle aus der Ukraine, aber auch durch den zunehmenden 
Flüchtlingszustrom aus Syrien, Afghanistan und Nordafrika die Fallzahlen im Haushaltsjahr 2023 stärker als 
erwartet gestiegen. Dies führt zu Mehreinnahmen im Rahmen der Verwaltungskostenpauschale in Höhe 
von rund 1,7 Mio. €. 

 

S. 553 
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07 Gesundheitsdienste S. 555-567 

 

S. 565 

S. 566 
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08 Sportförderung S. 569-589 

 

10 Bauen und Wohnen  S. 623-665 

1004 Bereitstellung und Bewirtschaftung von Wohnraum  S. 645-660 
Zeile 2 (Zuwendungen und allgemeine Umlagen) S. 659 
Das Ergebnis 2023 weist einen höheren Betrag aus als die Planungen der Folgejahre. Das lässt sich auf nicht 
eingeplanten Zuweisungen für laufende Zwecke von Bund und Land zurückführen. Darin enthalten sind ins-
besondere Zuweisungen des Landes zur einmaligen Beteiligung an den Kosten der Kommunen für die Schaf-
fung, Unterhaltung und Herrichtung von Unterbringungsmöglichkeiten für Geflüchtete von rund 19,9 Mio. 
€, Zuweisungen des Bundes zur Beteiligung an den Kosten im Zusammenhang mit der Aufnahme, Unter-
bringung und Betreuung von Flüchtlingen aus der Ukraine (3. Tranche) von rund 8,0 Mio. € und die Sonder-
förderung auf Basis eines Beschlusses der Ministerpräsidentenkonferenz vom 02.11.2022 von rund 8,4 Mio. 
€. Ferner ergaben sich höhere Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus Finanzmitteln der Investiti-
onspauschale in Höhe von rund 1,67 Mio. €. 

Zeile 4 (Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte) 
Der Plan für das Jahr 2024 weist einen höheren Ertrag aus als in den anderen Jahren. Das lässt sich darauf 
zurückführen, dass zum Zeitpunkt der Planung angenommen wurde, dass mehr Geflüchtete in satzungsre-
levanten Unterkünften untergebracht werden. 

Zeile 6 (Kostenerstattungen und Umlagen) 
Im Zuge der Unterbringung geflüchteter Personen aus der Ukraine mussten in Köln zeitnah überproportio-
nal viele Hotelzimmer angemietet werden. Dabei ging die Stadt bei den Unterbringungskosten vielfach in 
Vorleistung. Die hohen Erträge von insgesamt rund 16 Mio. € im Jahr 2023 resultieren aus noch offenen 
Rückforderungen gegenüber dem Jobcenter für die von der Stadt vorgeleisteten Hotelrechnungen zur Un-
terbringung Geflüchteter. 

Zeile 16 (Sonstige ordentl. Aufwendungen) 
Im Rahmen der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von geflüchteten Personen mussten in 2023 er-
hebliche Unterbringungskapazitäten geschaffen werden. In diesem Zusammenhang wurden unter anderem 
die Anmietung der Messehallen der Koelnmesse GmbH sowie der Parkplatzfläche am Südstadion inklusive 
Containeranlage in Köln-Zollstock verlängert. Weiterhin wurden kostenintensive Beherbergungsplätze und 
große Zimmerkontingente fest angemietet beziehungsweise bestehende auslaufende Verträge verlängert 
und alte Gebäude reaktiviert und für die Unterbringung geflüchteter Personen ertüchtigt. Damit gingen 
ebenso Mehraufwendungen durch erhöhten Materialbedarf und Ausstattung einher. Zudem entstanden 
höhere Aufwendungen für notwendige Instandsetzungen durch Vandalismus in den Objekten. 

1005 Leistungen zur Vermeidung von Obdachlosigkeit S. 660-665  

 

 

 

S. 587 

S. 664 
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